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Sachgebiet 8 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung vorgelegten Bericht über 
die Gestaltung des Verhältnisses zwischen den neuen Aufgaben 
der Bundesanstalt für Arbeit nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
und den Aufgaben der Träger der Sozialversicherung und 
anderer Sozialleistungsträger im Bereich der Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter (berufliche Rehabilitation) 

— Drucksache VI/1127 — 


A. Bericht des Abgeordneten Glombig 


Ein erster Bericht der Bundesregierung über die 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen den neuen 
Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit und den Auf- 
gaben der Träger der Sozialversicherung sowie an- 
derer Sozialleistungsträger auf dem Gebiet der Be- 
rufsförderung vom 3. September 1970 ist mit Schrei- 
ben des Bundestagspräsidenten vom 16. September 
1970 gemäß § 76 Abs. 2 GO an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung überwiesen worden, der 
ihn in seiner 42. Sitzung vom 17. Dezember 1970 
beraten hat. 

Das am 1. Juli 1969 in Kraft getretene Arbeits- 
förderungsgesetz enthält im 6. Unterabschnitt des 
Zweiten Abschnitts (§§ 56 bis 62) eine Reihe neu- 
artiger Vorschriften, die sowohl die Gewährung be- 
ruflicher Rehabilitationsleistungen an Behinderte 
als auch die Zusammenarbeit der Bundesanstalt für 
Arbeit mit den anderen Trägern der Rehabilitation 
(Träger der Rentenversicherung, der Unfallversiche- 
rung, der Kriegsopferfürsorge und der Sozialhilfe) 
regeln. 

Den folgenden Bestimmungen kommt besondere 
Bedeutung zu: 

1. Die Bundesanstalt wird Beratungsstelle für die 
berufliche Rehabilitation (§ 59 Abs. 2); 

2. die anderen Träger der Rehabilitation haben die 
Bundesanstalt in allen Fällen der beruflichen 
Rehabilitation zu beteiligen (§ 59 Abs. 1); 


3. die Bundesanstalt hat an Behinderte Vorleistun- 
gen zu erbringen, wenn die Zuständigkeit nicht 
geklärt ist (§§ 58 Abs. 1, 38 Abs. 1); 

4. Einbeziehung der behinderten Jugendlichen, die 
bisher von der Sozialhilfe betreut wurden, in die 
Förderungsmaßnahme der Bundesanstalt. Hier ist 
besonders darauf hinzuweisen, daß durch die Ge- 
staltung der Anordnung „Rehabilitation" erreicht 
worden ist, daß behinderten Jugendlichen Be- 
rufsausbildungsbeihilfen jetzt praktisch ohne An- 
rechnung des Elterneinkommens gewährt wer- 
den; 

5. erstmals Förderung von Werkstätten für Behin- 
derte (beschützende Werkstätten) durch die Bun- 
desanstalt (§ 61); 

6. Auftrag an den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, die Maßnahmen der beruflichen 
Rehabilitation zu koordinieren. 

Im Hinblick auf diese Vorschriften hat der Deut- 
sche Bundestag bei der Beratung des Dritten Ren- 
tenversicherungs-Änderungsgesetzes davon abge- 
sehen, der Bundesanstalt für Arbeit nach den Ren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzen für den Be- 
reich der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 
weitere Zuständigkeiten zu übertragen. Es war da- 
mals überlegt worden, die Bundesanstalt zum allei- 
nigen Träger der beruflichen Rehabilitation zu ma- 
chen. Zunächst soll nunmehr abgewartet werden, 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1727 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


wie sich die neuen Vorschriften des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes in der Praxis bewähren, insbesondere 
ob es der Bundesanstalt für Arbeit gelingt, Anlauf-, 
Einleitungs- und Beratungsstelle für die berufliche 
Rehabilitation zu werden. 

Durch Beschluß vom 2. Juli 1969 hat der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung ersucht, einen Be- 
richt über 

die Gestaltung des Verhältnisses zwischen den 
neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
und den Aufgaben der Träger der Sozialver- 
sicherung sowie anderer Sozialleistungsträger 
auf dem Gebiet der Berufsförderung Behinderter 

vorzulegen. Die Bundesregierung ist diesem Auftrag 
durch ihren Bericht vom 2. September 1970 nachge- 
kommen. Der Bericht der Bundesregierung konnte 
dem Auftrag des Bundestages nicht voll gerecht 
werden, weil bisher praktische Erfahrungen über 
die Auswirkungen des Arbeitsförderungsgesetzes 
noch nicht vorliegen. Die Anordnung der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die Arbeits- und Berufsför- 
derung Behinderter ist erst am 2. Juli 1970 vom 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt verabschiedet 
worden; sie wird seit etwa Oktober vergangenen 
Jahres bei den Arbeitsämtern angewendet. Die Bun- 
desregierung hatte auf eine frühere Verabschiedung 
dieser Anordnung keinen Einfluß, weil es sich hier 
um eine Selbstverwaltungsangelegenheit des Ver- 
waltungsrates der Bundesanstalt handelte. 

Der Bericht der Bundesregierung ist deshalb be- 
schränkt auf die Mitteilung des Inhalts der Anord- 
nung der Bundesanstalt über die Arbeits- und Be- 
rufsförderung Behinderter, eine Erläuterung der be- 
sonderen Stellung der Bundesanstalt für Arbeit in- 
nerhalb der übrigen Träger der Rehabilitation und 
auf eine Darstellung der von der Bundesregierung 
gemäß § 62 des Arbeitsförderungsgesetzes eingelei- 
teten eigenen Bemühungen über eine bessere Ko- 
ordinierung der Rehabilitation, insbesondere des 
Aktionsprogramms der Bundesregierung zur Förde- 
rung der Rehabilitation der Behinderten. 

Der Ausschuß begrüßt die Initiative der Bundes- 
regierung und die mit dem Aktionsprogramm ein- 
geleiteten Bemühungen um verstärkte Hilfen für 
die Behinderten. In der Debatte über die Große An- 


frage der Fraktion der CDU/CSU betreffend die Wie- 
dereingliederung körperlich, geistig und seelisch Be- 
hinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Rehabi- 
litation) — Drucksachen VI/655, VI/896 — ist diese 
Initiative von den Sprechern aller Fraktionen eben- 
falls gewürdigt worden. Der Ausschuß begrüßt auch 
die Ankündigung der Bundesregierung, alsbald 
einen Gesetzentwurf über die Angleichung der z. Z. 
sehr unterschiedlichen Rehabilitationsleistungen vor- 
zulegen, sowie die Ankündigungen der Bundesregie- 
rung zu einer umfassenden Novellierung des Schwer- 
beschädigtengesetzes, insbesondere zur Ausdehnung 
dieses Gesetzes auf alle Behinderten mit einer Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 °/o, 
unabhängig von der Ursache, auf der die Behinde- 
rung beruht. 

Die wirksame Wahrnehmung der neuen Auf- 
gaben, die der Bundesanstalt im Bereich der Arbeits- 
und Berufsförderung Behinderter durch das Arbeits- 
förderungsgesetz übertragen worden sind, setzt vor- 
aus, daß bei den Arbeitsämtern die erforderlichen 
Fachkräfte in ausreichender Zahl und Qualität vor- 
handen sind. Im Hinblick auf die besondere Schwie- 
rigkeit dieses Aufgabengebietes erscheint es nicht 
vertretbar, daß die Dienstposten der Sachbearbeiter 
für berufliche Rehabilitation und der Hauptvermitt- 
ler für Schwerbeschädigte geringer bewertet sind als 
die Dienstposten der Förderungsberater, die aus- 
schließlich im Bereich der Nichtbehinderten tätig 
werden. Es wird die Aufgabe der Bundesregierung 
sein, im Rahmen ihrer Bemühungen um die Ver- 
besserung der Rehabilitation hier auf eine sach- 
gerechte Dienstpostenbewertung hinzuwirken. 

Um der Bundesregierung ausreichend Zeit zu 
geben, die weitere Entwicklung der Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesanstalt und den übrigen Trägern 
der Rehabilitation sorgfältig zu beobachten, insbeson- 
dere auch die Koordinierungstätigkeit der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, erscheint es 
geboten, die Frist für die Vorlage eines weiteren 
Berichts bis zum 31. März 1972 zu verlängern. 

Der Ausschuß hat in Aussicht genommen, Rehabi- 
litationseinrichtungen zu besichtigen, um sich an Ort 
und Stelle über die institutionelle Förderung der 
Wiedereingliederung Behinderter zu informieren. 


Bonn, den 18. Januar 1971 


Glombig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Bericht der Bundesregierung über die 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen den 
neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz und den Auf- 
gaben der Träger der Sozialversicherung und 
anderer Sozialleistungsträger im Bereich der 
Arbeits- und Berufsförderung Behinderter (beruf- 
liche Rehabilitation) — Drucksache VI/ 11 27 — 
zustimmend Kenntnis zu nehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) bei ihren weiteren Bemühungen zur Koordi- 
nierung der Rehabilitation dafür Sorge zu tra- 


gen, daß die Bundesanstalt für Arbeit die ihr 
durch § 59 des Arbeitsförderungsgesetzes 
übertragene Aufgabe allgemeine Beratungs-, 
Anlauf- und Einleitungsstelle der beruflichen 
Rehabilitation zu werden, wirksam wahr- 
nimmt und daß die hierzu erforderlichen per- 
sonellen und sachlichen Voraussetzungen ge- 
schaffen werden; 

b) bis zum 31. März 1972 einen weiteren Bericht 
über die Gestaltung der Zusammenarbeit der 
verschiedenen Rehabilitationsträger im Be- 
reich der Arbeits- und Berufsförderung Be- 
hinderter vorzulegen und hierbei auch über 
den Erfolg ihrer eigenen Koordinierungs- 
bemühungen zu berichten. 


Bonn, den 17. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Glombig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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